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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Der medial breit begleitete, traditionelle Jahresausflug der Regierung vor der
Sommerpause, etwas despektierlich auch «Bundesrats-Reisli» (Tages-Anzeiger, Blick)
oder «Bundesrats-Schulreise» (Obwaldner Zeitung) genannt, führte die amtierenden
Bundesrätinnen und Bundesräte 2019 in die Kantone Uri, Schwyz und Nidwalden.
Tradition wäre eigentlich, dass der Heimatkanton des amtierenden Bundespräsidenten
– 2019 war dies der Zürcher Ueli Maurer – besucht wird. Da Maurer bereits zum zweiten
Mal Präsident war und die Bundesratsersatzwahlen Ende 2018 für einige Diskussionen
über bisher bundesratslose Kantone gesorgt hatten, entschied sich der Finanzminister
für einen Besuch der drei Urkantone, die neben Schaffhausen noch nie eine Vertretung
in der Landesregierung stellen konnten. 
Die Reise startete im Bundesbriefmuseum – laut Ueli Maurer dem Ort, der «die Wurzeln
der Geschichte der Eidgenossenschaft» beherberge – und mit einem anschliessenden
Apéro mit der Bevölkerung in Schwyz (SZ), gefolgt von einer Schifffahrt mit dem Ziel
Altdorf (UR). Nach einer Übernachtung in Andermatt (UR) fand ein weiterer Kontakt mit
der Bevölkerung in Stans (NW) statt. 
In der Zeitung Blick zeigte sich Ignazio Cassis erfreut über den Ausflug, der «fast wie
eine Gruppentherapie» sei und die Exekutive zusammenschweisse. Und auch der
Reiseführer Ueli Maurer gab zu Protokoll, dass es gut tue, «mit den Leuten zu
plaudern». Simonetta Sommaruga hob hervor, dass es schön sei, dass man
untereinander auch mal über etwas anderes als Politik reden könne. Neo-Magistratin
Viola Amherd freute sich ob der Tipps der Bürgerinnen und Bürger für die
Regierungsarbeit. Die Stimmung wurde in Stans einzig durch einen Protest von
Mitarbeitenden der Pilatus Flugzeugwerke getrübt, die den Entscheid des EDA zur
Einstellung der Tätigkeiten von Pilatus in Saudi-Arabien und den Vereinigten Arabischen
Emiraten kritisierten. 
Die während der Reise sichtbare Harmonie im Gremium sei nicht gespielt, wagten viele
Medien zu kommentieren. Die «frostige Atmosphäre» und die «grosse Blockade» seien
in der Tat mehr Diskussion und Kompromisssuche gewichen – so die Basler Zeitung. Sie
schrieb dies den beiden neuen Bundesrätinnen Karin Keller-Sutter und Viola Amherd
zu. Vor allem Keller-Sutter suche Lösungen nach rechts und nach links, was zu einer
neuen Dynamisierung führe. Dies gefalle allerdings der SVP nicht: Die Mehrheiten
hätten sich noch mehr nach links verschoben, kritisierte etwa Thomas Aeschi (svp, ZG)
in der gleichen Zeitung. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 04.07.2019
MARC BÜHLMANN

Regierungspolitik

Auch 2014 führte die Regierung eine Bundesratssitzung ‚extra muros‘ durch. Das war
die insgesamt achte seit 2010, also seit der Entstehung der Idee, ausserhalb von Bern
eine Sitzung abzuhalten und sich anschliessend mit der Bevölkerung und den jeweiligen
Behörden zu treffen. Ziel sei es, die Verbundenheit mit den verschiedenen Regionen
der Schweiz zu zeigen. Am 14. April begab sich der Bundesrat nach Schwyz. 2

ANDERES
DATUM: 14.04.2014
MARC BÜHLMANN

Volksrechte

Von den drei fakultativen Referenden, die gegen 2015 vom Parlament erlassene
Beschlüsse lanciert worden waren, schafften nur zwei die Hürden. Das
Kantonsreferendum gegen den Entscheid des Parlaments zu den Grundbeiträgen des
Ressourcen- und Lastenausgleichs für 2016 bis 2019 scheiterte, weil nur vier (SH, ZG,
SZ, NW) statt der nötigen acht Kantone dagegen opponierten. Die nötige Anzahl
Unterschriften reichten hingegen die SVP mit ihrem Veto gegen das Asylgesetz sowie
die Juso gegen das Nachrichtendienstgesetz ein. Insgesamt hatte das Parlament im
Berichtsjahr 59 Bundesgesetze oder Bundesbeschlüsse gefällt, gegen die das fakultative
Referendum hätte eingereicht werden können (2014: 60). Die drei fakultativen
Referenden, die angestrengt wurden, entsprachen also 5.1 Prozent aller
referendumsfähigen Gesetze und Beschlüsse (2014: 5%).

ANDERES
DATUM: 31.12.2015
MARC BÜHLMANN

01.01.65 - 01.01.23 1ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



2015 stand zudem ein fakultatives Referendum zur Abstimmung (2014: 1), das gegen das
2014 vom Parlament beschlossene Radio- und Fernsehgesetz angestrengt und Ende
Januar 2015 vom Schweizerischen Gewerbeverband mit 91'308 gültigen Unterschriften
eingereicht worden war. Bei der Abstimmung Mitte Juni 2015, wurde das Gesetz mit
einer hauchdünnen Mehrheit angenommen. 3

Mitte Mai 2018 nahm die SPK-SR mit 11 zu 0 Stimmen bei einer Enthaltung einen
Gesetzesentwurf an, der die Kündigung von Staatsverträgen regelt. Zwar seien wichtige
Verträge bis heute nie gekündigt worden, es gelte aber – insbesondere vor dem
Hintergrund von Volksinitiativen, die in jüngerer Vergangenheit in ihrer Umsetzung die
Kündigung völkerrechtlicher Verträge forderten – die Regeln «vor dem Spiel» und nicht
erst «während des Spiels» zu klären. Die Kommission stellte sich gegen die Haltung des
Bundesrates, dass dieser alleine zuständig sei für die Kündigung von internationalen
Abkommen. Vielmehr sei die Kündigung gleich zu regeln wie der Abschluss von
völkerrechtlichen Verträgen: Die Bundesversammlung sei es, die Abschlüsse für
wichtige, rechtsetzende Verträge genehmige, also müsse es auch das Parlament sein,
das solche Verträge auflösen könne. Mitberücksichtigt werden müsste dabei auch das
Referendumsrecht: Auch hier müsse das Prinzip des «actus contrarius», also ein
Parallelismus der Zuständigkeiten, angewendet werden. Kündigungen von wichtigen
Verträgen seien dem Referendum zu unterstellen.
Auf die Vernehmlassung des Gesetzesentwurfs gingen 36 Stellungnahmen ein. Zwei
Drittel (die 15 Kantone BE, SZ, NW, ZG, SO, BS, BL, SH, AR, AI, SG, GR, AG, TI, NE; die fünf
Parteien BDP, CVP, FDP, GLP, SP sowie der Städteverband, der Gewerbeverband, der
Centre Patronal und die Gesellschaft für Aussenpolitik) sahen nicht nur
Handlungsbedarf in der Frage zur Klärung der Zuständigkeit für die Kündigung
völkerrechtlicher Verträge, sondern beurteilten den Vorentwurf der SPK-SR auch
positiv. Die Kantone Thurgau und Glarus sowie die SVP sprachen sich gegen den
Vorschlag aus. Die restlichen Kantone (OW, ZH, LU, FR, VD, VS und GE) und Verbände
(Gemeindeverband, economiesuisse) nahmen entweder keine Stellung oder enthielten
sich, weil sie mitunter die Notwendigkeit einer Gesetzesänderung nicht sahen (z.B.
economiesuisse). Die Gegner der Vorlage befürchteten eine Verkomplizierung des
Verfahrens und eine Relativierung der Kompetenzen der Regierung. Die SVP lehnte die
Vorschläge ab, weil sie faktisch darauf hinausliefen, die direktdemokratische
Mitbestimmung einzuschränken; zwar nicht beim Abschluss aber bei Neuaushandlung
oder Kündigung von Staatsverträgen. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.05.2018
MARC BÜHLMANN

Eigentlich hätte die Stimmbevölkerung am 17. Mai 2020 über drei Vorlagen abstimmen
sollen. Allerdings beschloss der Bundesrat am 18. März angesichts der Covid-Pandemie,
die Abstimmungen über die Begrenzungsinitiative, das Jagdgesetz und die Erhöhung
der Kinderabzüge zu verschieben. In ihrer Medienmitteilung begründete die Regierung
ihren Entscheid mit der erschwerten Meinungsbildung und der nicht sicher zu
gewährleistenden Abstimmungsorganisation. Aufgrund des Versammlungsverbots
könnten ferner auch keine Informations- und Publikumsveranstaltungen stattfinden.
Neben der Absage der Urnengänge empfahl der Bundesrat den Kantonen,
Gemeindeversammlungen zu verbieten. Zudem kündigte er eine Verordnung für einen
Fristenstillstand an.  
In den Medien wurde der Entscheid mehrheitlich begrüsst. Auch die SVP, die mit der
Kampagne für ihre Begrenzungsinitiative bereits begonnen hatte, stand hinter dem
Entscheid des Bundesrats. Die Menschen hätten jetzt andere Probleme, gab Thomas
Aeschi (svp, ZG) der Aargauer Zeitung zu Protokoll. Für den Entscheid habe man
Verständnis, gab Eric Nussbaumer (sp, BL) die Befindlichkeiten in der SP zum Ausdruck,
es sei allerdings demokratiepolitisch heikel, wenn neben dem Parlament nun auch die
Stimmbevölkerung keine politischen Rechte mehr ausübe. Man hätte sich auch
angesichts der schleppenden Verhandlungen mit der EU eine raschere Klärung bei der
Begrenzungsinitiative gewünscht, präzisierte Christian Levrat (sp, FR) in Le Temps. 
In den Medien wurden zudem vergleichbare Situationen gesucht. Selbst während der
beiden Weltkriege und der spanischen Grippe 1918 sei es nicht zu Verschiebungen von
Urnengängen gekommen, wohl aber 1951, als es die Maul- und Klauenseuche an vielen
Orten verunmöglicht habe, den Urnengang durchzuführen. 
Verschiedene Kantone gingen derweil unterschiedlich mit der Corona-Situation um. Im
Kanton Schwyz wurden kantonale und im Kanton Luzern Ende März noch lokale Wahlen
durchgeführt. Rund 90 Prozent der Bevölkerung würde sowieso brieflich abstimmen;
einzig die Auszählung würde wohl länger dauern – so die Behörden. Eine Verschiebung
sei angesichts der weit fortgeschrittenen Meinungsbildung aber nicht angebracht. Im

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 18.03.2020
MARC BÜHLMANN
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Kanton Tessin hingegen, der stark unter der Pandemie litt, wurden die kommunalen
Wahlen von Anfang April verschoben. Die zweiten Wahlgänge der lokalen Wahlen in
Genf wiederum fanden statt – allerdings ohne Urne. Wer nicht brieflich stimmen
konnte, durfte seinen Wahlzettel Dorfpolizisten übergeben, die diese auf Anfrage
abholten. 

Ende April entschied der Bundesrat dann, die drei Vorlagen auf den
Abstimmungstermin vom 27. September 2020 zu verlegen, an dem auch über die
Beschaffung der neuen Kampfjets und über den Vaterschaftsurlaub abgestimmt werden
sollte. Die Medien sprachen in der Folge aufgrund der fünf nationalen Abstimmungen
von einem «Supersonntag». 5

Der Nationalrat hatte im März 2022 den Abschreibungsantrag für die parlamentarische
Initiative von Sibel Arslan (basta, BS) für die Einführung eines  Stimm- und Wahlrechts
für 16-Jährige abgelehnt und seine SPK-NR damit, nachdem er der Initiative im Jahr
2020 Folge gegeben hatte, erneut aufgefordert, eine entsprechende Vorlage
auszuarbeiten. Die Kommission legte entsprechend im Herbst einen Entwurf vor, der,
wie von der parlamentarischen Initiative vorgeschlagen, die Senkung des passiven
Wahlrechts und des Stimmrechts auf 16 Jahre vorsah; gewählt werden können Wahl-
und Stimmberechtigte entsprechend des Entwurfs also nach wie vor erst mit 18 Jahren.
Trotz Ablehnung einer Minderheit der SPK-NR – der Entwurf wurde mit 13 zu 7 Stimmen
(bei 3 Enthaltungen) angenommen – wurde der Vorschlag für eine Teilrevision der
Verfassung (Artikel 136 BV) Mitte September 2022 in die Vernehmlassung gegeben.

In der Zwischenzeit war das Thema auch deshalb in den Medien präsent, weil sowohl im
Kanton Zürich als auch im Kanton Bern entsprechende kantonale Vorschläge an der
Urne abgelehnt worden waren. Im Kanton Zürich hatten Regierung und Parlament und
alle Parteien mit Ausnahme von EDU, FDP und SVP eine Senkung des aktiven (nicht aber
passiven) Wahl- und Stimmrechtsalters auf 16 Jahre empfohlen, die Vorlage wurde aber
Mitte Mai 2022 mit 64.4 Prozent Nein-Stimmenanteil von der kantonalen Bevölkerung
deutlich verworfen. Auch im Kanton Bern wollte die Mehrheit der Stimmberechtigten
Ende September 2022 nichts von einer Ausweitung der politischen Rechte auf junge
Menschen wissen. Auch hier war die Ablehnung mit 67 Prozent klar; einzig in der Stadt
Bern stimmten 59 Prozent der Stimmberechtigten zu. Auch in Bern hatten sich das
Parlament sowie alle Parteien mit Ausnahme von EDU, FDP und SVP für eine Senkung
des Stimm- und Wahlrechtsalters ausgesprochen – nicht aber die Regierung, die auf
das Jahr 2009 verwies, als schon einmal eine ähnliche Initiative an der Urne abgelehnt
worden war (damals allerdings noch deutlicher mit 75% Nein-Stimmenanteil). 
Weil in den letzten Jahren in den Kantonen Neuenburg (2020: 58.5% Nein), Uri (2021:
68.4% Nein; 2009: 79.9% Nein), Basel-Landschaft (2018: 84.5% Nein) und Basel-Stadt
(2009: 72% Nein) die Ausweitung der politischen Rechte auf 16 bis 18-Jährige ebenfalls
an der Urne gescheitert war und sich in den Kantonen Genf (2022), Luzern (2021),
Schwyz (2021), Waadt (2021), Zug (2021), Jura (2020), St. Gallen (2020), Schaffhausen
(2019), Thurgau (2019) und Freiburg (2010) die kantonalen Parlamente gegen
entsprechende Vorstösse aus den eigenen Reihen ausgesprochen hatten, können
weiterhin lediglich im Kanton Glarus auch Menschen zwischen 16 und 18 Jahren an
politischen Entscheidungen teilhaben.

In den Medien gingen die Meinungen zu diesem Thema auseinander: In NZZ-
Meinungsbeiträgen wurde es als «diskriminierend und heuchlerisch» bezeichnet, dass
«junge Nachwuchspolitiker als Hoffnungsträger» gefeiert würden, sich «Politiker im
Pensionsalter» hingegen für eine Wiederwahl rechtfertigen müssten; dies zeige die
vermeintliche Stimmung in der Politik, die Jugendlichen mehr Beteiligung einräumen
wolle, die aber in Anbetracht der Ablehnung an den kantonalen Abstimmungsurnen von
der Stimmbevölkerung nicht geteilt werde. Hinterfragt wurde in der NZZ zudem, ob
Jugendliche über «ausreichend Kenntnisse» verfügten, um sich an Abstimmungen und
Wahlen zu beteiligen. Weil der Geschichtsunterricht immer stärker abgewertet werde,
sei diese Frage zu verneinen, so ein Zürcher EVP-Kantonsrat. Anderer Ansicht war etwa
der Blick: Insbesondere die Klimastreiks hätten gezeigt, dass junge Menschen
mobilisiert würden, wenn es um Anliegen gehe, die sie interessierten. Auch Le Temps
hob die wachsende Zahl an Jugendlichen hervor, die auf die Strasse gingen und sich
wohl auch an der Abstimmungs- und Wahlurne äussern würden. Die Westschweizer
Zeitung erinnerte zudem daran, dass auch der Einführung des Frauenstimm- und
-wahlrechts sowie der Senkung des Stimmrechtsalter von 20 auf 18 Jahre eine
jahrelange Debatte vorangegangen sei. Zuletzt hätten 1991 mehr als 72 Prozent der
Stimmberechtigten der Senkung des Wahl- und Stimmrechtsalters zugestimmt,

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 12.09.2022
MARC BÜHLMANN

01.01.65 - 01.01.23 3ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



nachdem 1979 noch eine knappe Mehrheit von 50.1 Prozent diese abgelehnt hatte. Einig
war man sich in den Medien freilich darüber, dass die kantonalen Resultate wohl einen
eher negativen Einfluss auf die nationale Debatte haben könnten; die NZZ etwa fasste
die «Schlappe für die Regierung und das Parlament» in Zürich als «Dämpfer» für
ähnliche kantonale und nationale Anliegen auf. Der Berner SVP-Kantonalpräsident
Manfred Bühler (BE, svp) wünschte sich im Vorfeld der Berner Abstimmung denn auch,
dass möglichst deutliche kantonale Resultate der nationalen Diskussion ein Ende setzen
würden.

Allerdings dürften die Diskussionen nicht nur national – die Vernehmlassung für die von
der SPK-NR erarbeitete Vorlage war bis Ende 2022 geplant –, sondern auch kantonal
weitergehen: Im Kanton Graubünden wird die Stimmbevölkerung über die vom
Parlament deutlich gutgeheissene Herabsetzung des Stimmrechtsalters auf 16 Jahre
abstimmen und in den Kantonen Aargau, Luzern und Solothurn waren 2022
Unterschriftensammlungen für kantonale Volksinitiativen mit demselben Ziel im Gange.
Im Kanton Appenzell Ausserrhoden wurde zudem das Stimm- und Wahlrechtsalter in
der noch nicht zu Ende beratenen Totalrevision der Kantonsverfassung auf 16 Jahre
festgesetzt; bleibt dies so, werden auch in diesem Kanton die Stimmberechtigten das
letzte Wort in dieser Frage haben. Im Kanton Tessin war ein entsprechender Vorstoss
hängig und im Kanton Basel-Stadt hatte das Parlament die Regierung mit dem Entwurf
einer entsprechenden Vorlage beauftragt. 6

Wahl- und Abstimmungsverfahren

Im Schnitt hatten bei den nationalen Parlamentswahlen im Herbst 2011 rund 1,3% der
Stimmenden oder 33'191 Personen ungültig gewählt. Auffallend waren dabei die
kantonalen Unterschiede: während der Anteil ungültig Stimmender im Kanton Schwyz
3,9% betrug, lag er im Kanton Zürich, wo die Falschstimmen allerdings anders gezählt
werden als im Rest der Schweiz, bei 0,1%. Stossend sind insbesondere die
unterschiedlichen kantonalen Regelungen für die nationalen Wahlen. Die
Bundesgesetzgebung, die fünf Ungültigkeitsgründe kennt (kein Name eines Kandidaten
des entsprechenden Wahlkreises, nicht amtliche Stimmzettel, anders als
handschriftlich ausgefüllte bzw. geänderte Stimmzettel, Stimmzettel mit
ehrverletzenden Äusserungen oder offensichtlichen Kennzeichnungen) wird von
zahlreichen Kantonsklauseln föderal sehr unterschiedlich ergänzt. Lediglich die Hälfte
der Stände folgte dem Aufruf des Bundes für eine Auswertung dieser Unterschiede. Der
Bericht des Bundesrates zu diesen Unterschieden wurde in der Folge unter Verschluss
gehalten. 7

BERICHT
DATUM: 10.11.2012
MARC BÜHLMANN

Nachdem sich das Konsortium aus neun Kantonen (ZH, GL, FR, SO, SH, SG, GR, AG, TG)
2015 aufgrund des Entscheides des Bundesrats, dass das verwendete System nicht
sicher sei, aufgelöst hatte, bestanden 2016 auf dem E-Voting-Markt noch zwei Systeme.
Dem «Genfer System (CHvote)» gehörten neben dem Kanton Genf auch die Kantone
Basel-Stadt, Bern und Luzern an. Dem 2015 neu von der Post angebotenen System hatte
sich der Kanton Neuenburg angeschlossen. Beide Systeme ermöglichten die individuelle
Nachprüfung der korrekt abgegebenen Stimmen. Angestrebt wird von beiden Systemen
allerdings eine universelle Verifizierbarkeit: Ein Kanton muss überprüfen können, ob
das Wahlresultat stimmt. 

Die beiden Anbieter buhlten aktiv um die Konsortiums-Kantone, von denen nicht
wenige ihre Experimente mit dem elektronischen Abstimmen weiterführen und ihren
Auslandschweizerinnen und -schweizern weiterhin die Möglichkeit von E-Voting bieten
wollten. Anfang 2016 entschied sich der Kanton Freiburg für das System der Post. Im
Oktober gaben der Kanton St. Gallen und im November der Kanton Aargau dem Genfer
System den Zuschlag. Die Kantone Basel-Stadt, Solothurn und Zürich holten 2016
verschiedene Offerten ein. 

Die Auflösung des Konsortiums hatte der Entwicklung von E-Voting einen ziemlichen
Dämpfer versetzt. Der Bundesrat selber korrigierte sein ursprüngliches Ziel, bis 2015 E-
Voting für alle Auslandschweizerinnen und -schweizer einzuführen. Als Antwort auf eine
Motion Lombardi (cvp, TI) erwähnte die Regierung, dass wohl sogar eine Umsetzung für
2019 schwierig werden dürfte – ein Datum, das von der ASO, der Auslandschweizer-
Organisation, mit einiger Vehemenz gefordert worden war. 

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.2016
MARC BÜHLMANN
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Noch keine Versuche mit E-Voting – der Föderalismus lässt grüssen – hatten die
restlichen 12 Kantone gestartet. In sieben Kantonen (darunter Basel-Landschaft,
Schwyz, Obwalden, Nidwalden und Uri) bestanden immerhin die Rechtsgrundlagen für
eine mögliche Einführung von E-Voting. Im Kanton Waadt beschloss das Parlament
einstimmig, den Termin für erste Tests nach hinten zu verschieben. In den restlichen
fünf Kantonen, darunter Appenzell Ausserrhoden und Zug waren noch nicht einmal
rechtliche Grundlagen für elektronisches Wählen und Abstimmen eingeführt worden.
Allerdings forderte der Kanton Zug vom Bund verbindliche Grundlagen, bevor man Geld
in die Hand nehme.

In der Tat war die Landesregierung daran, mit einer Roadmap das Projekt E-Voting neu
aufzugleisen. In einer Umfrage wurden die Kantone nach ihren entsprechenden
Bedürfnissen gefragt. Ziel des Bundes war es, dass bis Ende 2019 in zwei Dritteln der
Kantone E-Voting eingeführt ist. 
Die Bundeskanzlei bewilligte zudem die Gesuche der Kantone Bern, Luzern, Basel-
Stadt, Neuenburg, Freiburg und Genf für E-Voting für Auslandschweizerinnen und
-schweizer bei Abstimmungen (rund 57'000 Stimmberechtigte). Die Kantone Genf und
Neuenburg durften zudem für 30 Prozent der kantonalen Stimmbevölkerung
Abstimmen per Internet einrichten (ca. 97'000 Stimmberechtigte). Die Bundeskanzlei
wird bei jeder Abstimmung die Systeme auf ihre Sicherheit hin überprüfen. 8

Ende August 2018 legte der Bundesrat seine Botschaft zur eidgenössischen
Volksinitiative «Für mehr Transparenz in der Politikfinanzierung (Transparenz-
Initiative)» vor. Obwohl Umfragen verschiedentlich gezeigt hatten, dass das Anliegen
bei der Bevölkerung auf Sympathie stösst und die Juso mit zwei inhaltlich ähnlich
gerichteten kantonalen Initiativen in den Kantonen Schwyz und Freiburg Erfolg gehabt
hatte – was in der Presse als «Sensation» bezeichnet worden war, weil in beiden
Kantonen sowohl Regierung als auch Parlament das Begehren abgelehnt hatten –,
empfahl der Bundesrat die Initiative ohne Gegenvorschlag zur Ablehnung. Er
argumentierte dabei ähnlich wie bei seinen Antworten auf die Kritik der GRECO an der
Intransparenz der Politikfinanzierung in der Schweiz, dass nämlich Regeln zur
Offenlegung von Parteispenden nicht mit dem politischen System der Schweiz
vereinbar seien. Sie seien zudem auch deshalb nicht nötig, weil erstens die
verschiedenen Institutionen der Machtteilung – Föderalismus, direkte Demokratie,
Kollegialregierung, Milizsystem – verhinderten, dass Parteien einen zu grossen Einfluss
ausüben könnten und zweitens Zweifel bestünden, dass Geld bei Abstimmungs- und
Wahlkampagnen überhaupt eine entscheidende Rolle spiele. Der Bundesrat warnte
zudem davor, dass die Regelungen hohe Kosten verursachen würden, da die
Überprüfung und die Durchsetzung der Regeln wirksame Kontrollen benötigten. Die von
der Initiative vorgesehenen Regelungen könnten zudem sehr einfach unterlaufen
werden. In den Medien wurde auch die Rolle von Justizministerin Simonetta
Sommaruga diskutiert, die die bundesrätliche Haltung in der Öffentlichkeit vertreten
musste. Es stehe ihr ein unangenehmer Abstimmungskampf bevor, da die Partei der
Magistratin für die Initiative kämpfe. 9

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 29.08.2018
MARC BÜHLMANN

Damit die Absicht des Bundesrats, E-Voting in den ordentlichen Betrieb zu überführen,
umgesetzt werden konnte, musste das Bundesgesetz über die politischen Rechte
angepasst werden. Die Teilrevision wurde Ende 2018 in die Vernehmlassung gegeben
und soll auch «Gelegenheit für eine politische Debatte auf eidgenössischer Ebene zum
Thema E-Voting» bieten, so der Bericht weiter. 
Eine Gruppe aus wissenschaftlichen Expertinnen und Experten sei zum Schluss gelangt,
dass der elektronische Kanal sicher und vertrauenswürdig angeboten werden könne, so
die Einleitung des erläuternden Berichts dazu. Die Revision sah vor, dass die
individuelle digitale Stimmabgabe neu mittels eines durch den Bund zertifizierten
elektronischen Systems erfolgen können solle. Angestrebt wird dabei eine barrierefreie
Stimmabgabe. Geregelt werden in dem Gesetz auch die Anforderungen an dieses
System selber: Dessen Quellcode muss offengelegt werden und transparent sein, damit
er verifizierbar ist, aber trotzdem das Stimmgeheimnis gewahrt bleibt; der Bund
zertifiziert das System und die Kantone müssen laufend Risikoeinschätzungen
durchführen. In einem im Vergleich zum aktuellen Versuchsbetrieb einfacheren
Verfahren soll der Bund die Bewilligung erteilen, wenn ein Kanton E-Voting einführen
will – die Kantone blieben jedoch frei, E-Voting einzuführen oder nicht. Jene Kantone,
die E-Voting als ordentlichen Stimmkanal einführten, könnten Anmeldungen von
Stimmbürgerinnen und Stimmbürger vorsehen, die an einer digitalen Stimmabgabe
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interessiert sind, und diesen dann die notwendigen Unterlagen zustellen – idealerweise
ebenfalls elektronisch. 

Mitte Juni 2019 lagen die Antworten der Vernehmlassung vor – in der Tat war die
Vorlage zuvor ziemlich heftig debattiert worden. In den Medien war bereits Anfang Mai
berichtet worden, dass die Vorlage auf breite Kritik gestossen und insbesondere die
Sicherheit als noch ungenügend beurteilt worden sei. Der Ergebnisbericht der
Bundeskanzlei ging neben den Antworten auch auf die «Ereignisse während des
Vernehmlassungsverfahrens» ein, welche die Antworten wohl mitentscheidend
beeinflusst hatten: In einem Intrusionstest war gezeigt worden, dass das E-Voting-
System der Post, das neben dem System des Kantons Genf angewendet wurde,
gravierende Sicherheitsmängel aufwies. 
Zwar sprach sich eine grosse Mehrheit der 52 von insgesamt 64 Stellungnehmenden
ganz grundsätzlich für digitales Abstimmen und Wählen aus, weil E-Voting insbesondere
auch Auslandschweizerinnen und Auslandschweizern sowie Menschen mit
Behinderungen zugute kommen kann. Die Vorlage selber fand aber nur eine knappe
Unterstützung bei 37 Antwortenden. Darunter fanden sich 19 Kantone, die KdK, der
Städteverband, der Gemeindeverband, Behindertenverbände, die
Auslandschweizerorganisation und die Post, aber keine der 10 antwortenden Parteien.
Immerhin E-Voting-freundlich zeigten sich unter diesen die BDP, die CVP, die EVP, die
FDP, die GLP, die GP und die SP. Sie bemängelten aber, wie auch die Kantone Genf, St.
Gallen, Solothurn und Wallis und etwa Economiesuisse unter den Organisationen, dass
der Zeitpunkt einer Umsetzung in Anbetracht der aktuellen Entwicklungen sehr schlecht
gewählt sei. Es sei besser, den Versuchsbetrieb weiterzuführen. Angeregt wurde zudem,
dass ein E-Voting-System in staatlicher Hand liegen müsse, etwa vom Kanton Genf, der
GP, der SP und der EVP.
Die 12 Antworten, die sich nicht nur gegen die Vorlage, sondern ganz grundsätzlich
gegen eine Einführung von E-Voting aussprachen, stammten von den Kantonen
Nidwalden, Schwyz und Waadt, von der SVP, der AL Bern und der Piratenpartei sowie
verschiedenen IT-Organisationen, etwa auch dem Komitee der Initiative «für ein E-
Voting-Moratorium». Diese Stellungnehmenden zeigten sich sehr skeptisch dazu, dass
E-Voting jemals die notwendige Sicherheit aufweisen könnte, mit der das zentrale
Vertrauen in die direkte Demokratie nicht gefährdet werde. Darüber hinaus kritisierten
sie, dass E-Voting-Systeme, also «hoheitliche Zuständigkeiten», von Dritten angeboten
werden dürfen. Falls dies so bleibe, müsse mindestens die momentan fehlende
Konkurrenzsituation von privaten Systemanbietenden geändert werden, weil Monopole
zulasten der Sicherheit gingen. Es bestehe kein Handlungsbedarf, fand gar die SVP und
der Nutzen sei in Anbetracht des hohen Sicherheitsrisikos viel zu gering. Es sei besser,
die briefliche Stimmabgabe punktuell zu verbessern – etwa im Hinblick auf mögliche
Erleichterungen für Auslandschweizerinnen und Auslandschweizer, so die SVP.

Obwohl seit 2004 in insgesamt 15 Kantonen mehr als 300 Tests erfolgreich
durchgeführt worden seien, sei der Bundesrat auch aufgrund der kritischen Antworten
aus der Vernehmlassung und angesichts der «Entwicklungen der vergangenen Monate»
zum Schluss gekommen, «auf die Überführung der elektronischen Stimmabgabe in den
ordentlichen Betrieb zu verzichten», erklärte er in einer Medienmitteilung im
darauffolgenden Juni 2019. Vielmehr habe er die Bundeskanzlei beauftragt, ein Konzept
für eine Neuausrichtung des Versuchsbetriebs zu erstellen. Dieser «Marschhalt» wurde
in den Medien virulent diskutiert, aber überwiegend begrüsst. 10

In der Wintersession 2019 beriet der Ständerat den indirekten Gegenvorschlag seiner
SPK-SR für mehr Transparenz bei der Politikfinanzierung, der in Folge der erfolgreich
zustande gekommenen Transparenz-Initiative als parlamentarische Initiative
ausgearbeitet worden und sowohl in der Vernehmlassung wie auch im Bundesrat auf
mehrheitliche Zustimmung gestossen war. 
Andrea Caroni (fdp, AR) beantragte Nichteintreten. Er sei zwar ein «grosser Freund der
Transparenz in der Politik», hier handle es sich aber um eine schlecht ausbalancierte
Vorlage, die zudem eher zu «Scheintransparenz» führe. Die Forderungen seien erstens
ein Eingriff in die Privatsphäre, weil sie politische Präferenzen und finanzielle
Möglichkeiten von Spenderinnen und Spendern offenlegten. Zweitens würden die
Regelungen mit viel Bürokratie einhergehen und könnten wohl, drittens, sehr einfach
umgangen werden, da zwangsläufig grosse Lücken bestehen blieben. In Ländern, die
scharfe Regeln kennen, sei das Vertrauen in die Politik nicht grösser als in der Schweiz,
betonte er. Viel Geld und Demokratie stünden in einem heiklen Verhältnis, zitierte in
der Folge Paul Rechsteiner (sp, SG) Gottfried Keller. Demokratische Entscheide dürfe
man nicht kaufen können. Die Transparenz-Initiative verbiete zwar den Einsatz grosser
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Geldmittel nicht, sie verlange aber Transparenz. Wer viel investiere, der solle auch dazu
stehen. Dass die Sensibilität in der Bevölkerung wachse, zeigten die Volksabstimmungen
in den Kantonen Schwyz und Freiburg, wo die Forderung nach Transparenzregeln an der
Urne Erfolg hatte. Das Argument, dass Regeln umgangen werden könnten, dürfe nicht
gelten, weil man ansonsten überhaupt keine Regeln mehr aufstellen dürfe; man denke
dabei etwa an den Strassenverkehr. Christian Levrat (sp, FR) schliesslich erörterte den
in seinen Augen erfolgreichen Fall Freiburg und zitierte den aktuellen Sorgenbarometer,
der einen Rückgang des politischen Vertrauens zeige. Dem könne vor allem mit
vermehrter Transparenz begegnet werden. Beide SP-Vertreter forderten nicht nur
Eintreten, sondern auch ein Ja zur Volksinitiative. Justizministerin Karin Keller-Sutter
erörterte die Position der Regierung. Der Bundesrat habe in der ursprünglichen
Botschaft für die zur Ablehnung empfohlene Initiative keinen Gegenentwurf
vorgesehen, weil er Regelungen der Politikfinanzierung kritisch gegenüberstehe, da sie
administrativ aufwändig und schwierig umsetzbar seien. Zudem sei der Bundesrat der
Meinung, dass sich das Volk nicht kaufen lasse. Es gebe mehrere Beispiele von
Abstimmungskampagnen, bei denen grosse Geldmittel eingesetzt worden seien, bei
denen sich die Stimmbevölkerung aber auf die finanziell weniger gut bemittelte Seite
geschlagen habe. Der jetzt durch die SPK-SR vorgelegte indirekte Gegenvorschlag habe
gegenüber der Initiative Vorzüge und es sei sicherlich besser, Finanzierungsregeln auf
Gesetzesstufe und nicht auf Verfassungsstufe einzuführen. Aus diesem Grund
unterstütze der Bundesrat – nach wie vor mit einer gehörigen Portion Skepsis – den
Gegenvorschlag, bei dem er allerdings einige Änderungswünsche anbringe.
Bevor über diese Änderungen debattiert wurde, wurde der Minderheitsantrag Caroni
auf Nichteintreten mit 29 zu 14 Stimmen bei einer Enthaltung abgelehnt. Eine
Minderheit Stöckli (sp, BE), die von Christian Levrat übernommen worden war, weil
Hans Stöckli als Präsident amtete, wollte den Katalog der Offenlegungspflichten für
politische Parteien erweitern. Neben den Einnahmen hätten auch Ausgaben und
Vermögenslage ausgewiesen werden sollen. Dieser Antrag scheiterte aber genauso wie
ein Antrag, die Obergrenze für Zuwendungen nicht bei CHF 25'000, sondern schon bei
CHF 10'000 festzulegen. Angenommen wurde ein Antrag des Bundesrats, auf eine
Offenlegungspflicht bei Unterschriftensammlungen zu verzichten. Die SPK-SR war hier
auf die Linie des Bundesrats umgeschwenkt, weil das öffentliche Interesse an
Transparenz in diesem frühen Stadium weniger gross sei, wie Daniel Fässler (cvp, AI) für
die Kommission ausführte. Zu diskutieren gab die Frage nach einem Verbot von
Zuwendungen aus dem Ausland. Der Bundesrat hatte beantragt, dieses Verbot zu
streichen und lediglich den Passus für ein Verbot von anonymen Zuwendungen zu
belassen. Die SPK-SR hatte nach längerer Diskussion mit 7 zu 5 Stimmen entschieden,
dem Antrag des Bundesrats zu folgen. Eine Minderheit Bischof (svp, SZ) wollte allerdings
– auch gestützt auf eine parlamentarische Initiative Fournier (cvp, VS;Pa.Iv. 18.423) – am
ursprünglichen Verbot festhalten. Pirmin Bischof warnte davor, dass Wahlen und
Abstimmungen in verschiedenen Ländern durch ausländische Geldgeberinnen und
Geldgeber finanziert worden seien. Dies sei beim Geldspielgesetz nachweislich auch in
der Schweiz der Fall gewesen. Es stehe wohl nächstens eine Abstimmung über den Kauf
von Kampfflugzeugen an, wo es um Milliardenbeträge gehe, an denen auch ausländische
Player ein Interesse hätten. Im Inland müsse man für Transparenz sorgen, aber die
direkte Demokratie werde gegen ausländische Gelder nur durch ein Verbot geschützt.
Karin Keller-Sutter entgegnete, dass nicht auszuschliessen sei, dass ausländisches Geld
in Abstimmungskampagnen fliesse. Dies werde aber in der Regel bekannt und es werde
darüber diskutiert. Ein Verbot sei hingegen mittels Geldkurieren sehr leicht zu
umgehen. Das magistrale Votum verhallte jedoch ungehört; der Antrag der Minderheit
wurde mit 25 zu 18 Stimmen gutgeheissen. 
In der Gesamtabstimmung wurde der Entwurf mit 29 zu 13 Stimmen (2 Enthaltungen)
angenommen. 11

Eine Folge der zunehmenden brieflichen Wahl- und Abstimmungsbeteiligung ist, dass
die Gemeinden schon vor Urnenschluss mit der Auszählung der Stimmen beginnen
können. Dieser Umstand führte zusammen mit der Tatsache, dass sechs Kantone die
Schliessung der Urnen schon vor 12 Uhr mittags vorsehen (TG: 11.30 Uhr; AG, AR, NW,
SH, SZ: 11.00 Uhr), dazu, dass einzelne Gemeinden dieser Kantone das Resultat ihrer
Auszählung bekannt geben, während in anderen Kantonen noch abgestimmt oder
gewählt wird. Daran störte sich Raphaël Comte (fdp, NE), der fürchtete, dass die
frühzeitige Bekanntgabe von Abstimmungsresultaten, die dank der Sozialen Medien
auch sehr rasch an Reichweite gewinne, im letzten Moment noch mobilisierende
Wirkung haben und die Abstimmungsentscheide noch beeinflussen könnte. Comte
hatte bereits 2017 mittels Anfrage (A 17.1020) vom Bundesrat wissen wollen, wie die
Exekutive zu dieser Sache stehe. Die Regierung hatte in ihrer Antwort darauf
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hingewiesen, dass sie die Gemeinden schon seit 2016 in Kreisschreiben
verschiedentlich darauf hingewiesen habe, dass vor 12 Uhr mittags keine Resultate
veröffentlicht werden dürften. Da sich lediglich wenige kleine Gemeinden nicht an
diese Regel hielten, hatte der Bundesrat im Jahr 2017 eine bundesrechtliche Regelung
als nicht angezeigt erachtet.
Weil allerdings in der Folge immer wieder vor allem Aargauer Gemeinden mit
frühzeitigen Publikationen von Ergebnissen aufgefallen waren, kündigte der Bundesrat
2018 an, eine Anpassung der Verordnung über die politischen Rechte vorzunehmen, die
am 1. Juli 2019 in Kraft trat. Gemäss Verordnung dürfen vorläufige
Abstimmungsergebnisse nicht vor 12 Uhr bekannt gegeben werden.
Sanktionsmöglichkeiten sind allerdings nicht vorgesehen. Jedoch kann gegen einen
Verstoss eine Abstimmungsbeschwerde eingereicht werden mit der Begründung, dass
die frühe Bekanntgabe eines Resultats das gesamte Abstimmungsergebnis beeinflusst
haben könnte. 12

Ende April 2021 lagen die Vorschläge für eine Teilrevision der Verordnung über die
politischen Rechte (VPR) sowie für eine Totalrevision der Verordnung der Bundeskanzlei
über die elektronische Stimmabgabe (VEIeS) vor und der Bundesrat eröffnete die
Vernehmlassung dazu, um bald eine Neuausrichtung des Versuchsbetriebs von E-
Voting starten zu können. Die Vorlagen sehen vor, dass die Kantone nach wie vor selber
entscheiden können, ob und mit welchem System sie E-Voting-Versuche durchführen
möchten. Der Bund bleibt verantwortlich für den rechtlichen Rahmen und die
Bewilligungen der Systeme und Versuche. Pro Kanton dürfen maximal 30 Prozent und
schweizweit höchstens 10 Prozent der Stimmberechtigten die digitale Stimmabgabe
nutzen, von der zudem vor allem Auslandschweizerinnen und Auslandschweizer sowie
Stimmberechtigte mit Behinderung profitieren sollen. Die revidierten Verordnungen
regeln überdies, auf welche Weise die E-Voting-Systeme laufend überprüft werden
sollen. Dabei werden unabhängige Expertinnen und Experten, aber auch Hackerinnen
und Hacker im Rahmen von «Bug-Bounty-Programmen» die Systeme laufend auf
Mängel überprüfen.

Die Antworten der Vernehmlassung mussten bis Mitte August 2021 eingereicht werden
und Anfang Dezember 2021 lag der entsprechende Ergebnisbericht mit insgesamt 67
Stellungnahmen vor. Die grosse Mehrheit von 48 Stellungnehmenden unterstützte die
Vorlagen mit kleinen Anpassungsvorschlägen; darunter 21 Kantone, die FDP, die Mitte,
zahlreiche Behindertenorganisationen, der Gemeindeverband und die
Auslandschweizerorganisation. Grundlegende Vorbehalte äusserten elf
Vernehmlassungsteilnehmende; darunter die Kantone Freiburg, Neuenburg und Wallis,
unter den Parteien die SP und die EDU und bei den Organisationen unter anderem die
Economiesuisse. Die Vorbehalte betrafen den Umstand, dass momentan lediglich das
System der Post bestehe, was den Kantonen kaum Handlungsspielraum gewähre. Der
Bund müsse hier mehr Verantwortung übernehmen, forderten etwa die Kantone
Freiburg und Wallis, die zusammen mit Neuenburg auch eine finanzielle Unterstützung
durch den Bund für die Umsetzung der Versuche forderten. Auch die SP verlangte eine
staatliche Lösung und prioritäre Zugänge für Auslandschweizerinnen und
Auslandschweizer. Gänzlich und ausschliesslich auf Letztere wollte die EDU E-Voting
beschränken. Economiesuisse forderte vor einem Neustart eine umfassende
öffentliche Diskussion über Chancen und Risiken von E-Voting, um zuerst der
herrschenden Skepsis in der Bevölkerung zu begegnen und entsprechend Vertrauen zu
schaffen. Auf mehrheitliche Ablehnung stiessen die Vorschläge bei acht
Vernehmlasserinnen und Vernehmlassern: beim Kanton Schwyz, den Grünen, der SVP
und der Piratenpartei und unter den Organisationen unter anderem beim Verein «E-
Voting Moratorium», der 2019 eine Initiative für ein solches Moratorium lanciert hatte,
die allerdings 2020 an der Unterschriftenhürde gescheitert war. Der Kanton Schwyz
befürchtete, dass Manipulationen nie ausgeschlossen werden könnten und vor allem
kleine Kantone finanziell an ihre Grenzen kommen würden. Die drei Parteien und der
Verein «E-Voting-Moratorium» betonten die Bedeutung des Vertrauens der
Stimmberechtigten bei Wahlen und Abstimmungen, das aufgrund von nie wirklich
behebbaren Sicherheitsproblemen unnötig aufs Spiel gesetzt würde. Sie forderten
zudem tiefere maximale Teilnehmendenzahlen für die Zulassung von E-Voting. Die
Grünen und die Piratenpartei kritisieren überdies, dass andere Digitalisierungsprojekte
(z.B. E-Collecting oder elektronische Vernehmlassungen) aufgrund der starken
Konzentration auf E-Voting unnötig gebremst würden. Ausdrücklich auf eine
Stellungnahme verzichtet hatten unter anderem der Kanton Jura und der
Arbeitgeberverband. 
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Mitte Dezember 2021 nahm der Bundesrat von den Ergebnissen der Vernehmlassung
Kenntnis. Die Vorlagen sollen finalisiert werden, wobei die Regierung eine finanzielle
Beteiligung des Bundes als sinnvoll erachtete. Als wichtig bezeichnete der Bundesrat in
seiner Medienmitteilung auch die Idee der Entwicklung eines Systems aus öffentlicher
Hand und die Vermeidung einer einseitigen Priorisierung von E-Voting bei
Digitalisierungsprojekten. Er wolle diese Punkte längerfristig weiterverfolgen. 13
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